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Vorwort

Wer erbt, gewinnt. Dieser schlichte Satz beschreibt 
eine der zentralen sozialen Realitäten in Deutsch-
land – und nirgendwo wird dies sichtbarer als beim 
Immobilienvermögen. Wohnimmobilien machen rund 
56 Prozent des privaten Vermögens aus, gehören aber 
einer kleinen Minderheit von nur 13 Prozent der deut-
schen Haushalte. Die wohlhabendsten 30 Prozent der 
Bevölkerung halten nahezu das gesamte vermietete 
Immobilienvermögen des Landes. Somit summieren 
sich Mieteinkommen und Immobilienwertsteigerun-
gen fast ausschließlich zu den Vermögen jener, die 
ohnehin schon am meisten besitzen. Diese extreme 
Konzentration von Vermögen wird politisch produziert 
und rechtlich abgesichert.

Die vorliegende Studie stellt eine wichtige empirische 
Grundlage für diese politische Debatte bereit. Auf Ba-
sis aktueller Marktangebote in München, Berlin und 
Magdeburg analysiert sie, was die Erbschaft- und 
Schenkungsteuer auf vermietete Wohnimmobilien 
Erbende tatsächlich kostet – und was danach übrig 
bleibt. Das Ergebnis ist eindeutig: Die Steuer ist in 
allen untersuchten Fällen problemlos aus den laufen-
den Mieteinnahmen finanzierbar, ohne dass Mieten 
erhöht oder Immobilien verkauft werden müssten. 
Selbst eine Absenkung der Mieten um 25 Prozent 
wäre in nahezu allen Szenarien wirtschaftlich tragbar. 
Diese Zahlen stehen in Kontrast zu dem Mythos, den 
Lobbyist*innen und Politik seit Jahren pflegen: Die 
Erbschaftsteuer bedrohe soziale Vermieter*innen, 
zwinge zu Mieterhöhungen und gefährde den Im
mobilienbesitz des Mittelstandes.

Die Publikation knüpft an das Projekt «RLS-Cities – 
Wem gehört die Stadt?» der Rosa-Luxemburg-Stif-
tung an, das seit 2020 systematisch offenlegt, wem 
die Wohnungen in deutschen Städten gehören (Pro-
jektleiter: Christoph Trautvetter, Netzwerk Steuerge-
rechtigkeit). Sie räumt mit dem Mythos vom «Klein-
vermieter» als Hauptakteur auf dem Mietmarkt auf, 
indem sie zeigt: Ein Großteil der Mietwohnungen ge-
hört wenigen Tausend Multimillionär*innen, die da-
raus immense leistungslose Renditen von teilweise 
über 20 Prozent jährlich erzielen. Eine Erkenntnis, die 

die politische Debatte über Wohnraum, Eigentums-
strukturen und Transparenz in Deutschland nachhal-
tig verändert hat.

Wohnraum ist knapp, nicht nur in deutschen Groß-
städten. Zugleich tragen Immobilienvermögen und 
Mieteinkommen je rund ein Drittel zur Vermögens- 
und Einkommensungleichheit in Deutschland bei. In 
dieser Konstellation erhält das Erbschaftsteuerrecht 
eine politische Dimension, die weit über steuertech-
nische Detailfragen hinausgeht: Es entscheidet mit 
darüber, ob sich Ungleichheit über Generationen hin-
weg verfestigt oder der Staat an den Schnittstellen 
von Erbschaft und Vermögen korrigierend eingreift. 
Hier ist der blinde Fleck des Steuerrechts besonders 
frappierend: Während über Milliardenprogramme für 
den sozialen Wohnungsbau verhandelt wird, verzich-
tet der Staat jährlich auf weit über eine Milliarde Euro 
allein durch Erbschaftsteuerausnahmen bei Immobi-
lien – durch den 10-Prozent-Bewertungsabschlag, die 
Betriebsvermögensprivilegierung großer Wohnungs-
bestände und die Nießbrauchsgestaltung. Diese 
Summen fließen nicht an die Allgemeinheit, sondern 
zu denen, die ohnehin am meisten besitzen.

Die Reformvorschläge der vorliegenden Studie sind 
eindeutig und umsetzbar: Abschaffung des pau-
schalen Bewertungsabschlags, Rücknahme der 
Nießbrauchsprivilegierung, Ende der Betriebsvermö-
gensbefreiung für große Wohnungsbestände sowie 
Einführung eines Lebensfreibetrags statt erneuerba-
rer Freibeträge. Diese Maßnahmen würden nicht nur 
zusätzliche Einnahmen generieren, sondern endlich 
das Grundprinzip des deutschen Steuerrechts auch 
beim Immobilienvermögen durchsetzen: Besteue-
rung nach Leistungsfähigkeit. Mythen können poli-
tisch sehr langlebig sein – aber zur Wahrheit werden 
sie dadurch noch lange nicht.

Berlin, Mai 2026

Stefan Thimmel 
Referent für Wohnungs-, Mieten- und Stadtpolitik  
der Rosa-Luxemburg-Stiftung
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Kurzzusammenfassung

Die Verteilung von Wohneigentum hat einen starken 
Einfluss auf die Vermögensverteilung insgesamt 
und prägt damit auch internationale Unterschiede. 
In Deutschland ist Wohneigentum sehr ungleich 
verteilt. Während ein erheblicher Teil der Bevölke-
rung keine eigene Wohnimmobilie besitzt und zur 
Miete wohnt, konzentrieren sich Mietimmobilien 
überwiegend in den oberen Vermögensschichten. 
Durch Erbschaften und Schenkungen setzt sich die-
se ungleiche Verteilung über Generationen fort. Hier 
soll die Erbschaft- und Schenkungsteuer einen Aus-
gleich schaffen und entsprechend der Leistungsfä-
higkeit der Erbenden Vermögenszuwächse besteu-
ern. In der öffentlichen Debatte steht jedoch selten 
die strukturelle Ungleichheit der Verteilung von 
(Miet-)Immobilien im Mittelpunkt, sondern vor allem 
die Frage, welche Belastungen die Steuer für Erben-
de mit sich bringt. Häufig wird argumentiert, dass 
Erb*innen wegen der Steuer gezwungen seien, ihre 
Immobilie(n) zu verkaufen, um ebendiese Steuer 
zahlen zu können, oder zumindest im Gegenzug die 
Mieten erhöhen müssten (vgl. merkur.de, 2.2.2023, 
deutschlandfunk.de, 7.8.2023, tz.de, 16.12.2024, 
tagesschau.de, 27.4.2019). Diese Behauptung dient 
regelmäßig als Begründung für Forderungen nach 
höheren Freibeträgen oder weiteren Steuervergüns-
tigungen für vermietete Wohnimmobilien – bis hin 
zur Infragestellung der Erbschaft- und Schenkung-
steuer selbst.

Die vorliegende Untersuchung setzt an dieser Stelle 
an. Sie analysiert exemplarisch Mietimmobilien in 
München, Berlin und Magdeburg auf Basis aktu-
eller Marktangebote und berechnet die potenzielle 
Erbschaft- und Schenkungsteuer nach geltender 
Rechtslage. Anschließend wird geprüft, ob es bei 
Erbenden oder Beschenkten, die keine weiteren 
liquiden Mittel besitzen, um die Steuer zu zahlen, 

realistische Szenarien gibt, in denen die Steuerbe-
lastung Mietsteigerungen notwendig macht oder 
gar den Verkauf der Immobilie erzwingen könnte.

Die Ergebnisse zeigen, dass die Erbschaftsteuer 
in allen betrachteten Fällen auch ohne steuerliche 
Gestaltungen vollständig über marktübliche Kredi-
te finanziert und diese innerhalb von maximal zehn 
Jahren aus den laufenden Mieterträgen zurückge-
zahlt werden können. Nach Abzug der Kreditraten, 
der Bewirtschaftungskosten und der Einkommen-
steuer auf die Mieterträge verbleibt in sämtlichen 
Szenarien ein deutlicher Gewinn. In nahezu allen Fäl-
len wäre sogar eine Senkung der Mieten um 25 Pro-
zent möglich, ohne die Tragfähigkeit der Finanzie-
rung zu gefährden.

Zugleich wird deutlich, dass die derzeit geltenden 
Sonderregelungen für vermietete Wohnimmobilien 
bei der Erbschaftsteuer ökonomisch nicht zu recht-
fertigen sind. Der pauschale Bewertungsabschlag 
von 10 Prozent auf vermieteten Wohnraum führt 
in den analysierten Fällen im Durchschnitt zu einer 
Steuerentlastung von rund 50.000 Euro je Erbfall, 
ohne dass dafür eine ökonomische Notwendigkeit 
besteht. Noch deutlich weiter reichen die Begünsti-
gungen bei sehr großen Wohnungsbeständen: Un-
ter bestimmten Voraussetzungen können diese als 
Betriebsvermögen weitgehend oder vollständig von 
der Erbschaftsteuer ausgenommen werden. Die für 
Unternehmen vorgebrachte Begründung – Schutz 
von Arbeitsplätzen und Sicherung von Investitio-
nen – greift bei großen Wohnungsbeständen jedoch 
offensichtlich nicht. Die Sonderregelungen mindern 
die Effizienz der Erbschaft- und Schenkungsteuer 
und stehen im Widerspruch zum Leistungsfähig-
keitsprinzip. Sie sollten daher abgeschafft werden.

https://www.merkur.de/lokales/muenchen/erbschaftssteuer-muenchen-immobilien-investoren-vermieter-mieter-millionen-dieterreiter-92027452.html
https://www.deutschlandfunk.de/erbschaftssteuer-freibetrag-erben-2023-100.html
https://www.tz.de/muenchen/stadt/haus-erbte-katastrophe-auch-fuer-mieter-muenchner-musste-eine-million-euro-zahlen-weil-er-ein-93423382.html
https://www.tagesschau.de/inland/billige-mieten-finanzamt-101.html
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1  Bedeutung von  
Immobilienvermögen

Wohnimmobilien und Grundvermögen machen in 
Deutschland den größten Teil des privaten Vermö-
gens aus – noch vor Finanzanlagen und Betriebs-
vermögen. Ihr Anteil liegt bei rund 56 Prozent (Bach/
Wichers 2025: 38; vgl. auch Albers et al. 2024). 
Nicht berücksichtigt sind dabei Immobilien, die indi-
rekt über Finanz- oder Betriebsvermögen gehalten 
werden, also etwa über Immobilienfonds, Aktien 
von Immobiliengesellschaften oder Beteiligungen 
an Unternehmen.

Trotz des großen Anteils von Immobilien am Ge-
samtvermögen ist die Quote der Menschen, die 
Wohneigentum besitzen, in Deutschland besonders 
gering. Nur rund 45 Prozent der hier lebenden Men-
schen wohnen in den eigenen vier Wänden – inner-
halb der Europäischen Union ist das der niedrigste 
Wert (Eurostat 2024). Noch stärker konzentriert ist 
der Bestand an nicht selbst genutzten, also vermie-
teten Immobilien, die im Mittelpunkt der Analyse 
stehen. Zwar gehören rund zwei Drittel aller Miet-
wohnungen in Deutschland privaten Haushalten, 
aber nur 13 Prozent der deutschen Haushalte sind 
Vermieter*innen. Hinzu kommt: Auch diese Grup-
pe ist ungleich zusammengesetzt. In Baden-Würt-
temberg vermieten rund 20 Prozent der Haushalte, 
in den ostdeutschen Bundesländern lediglich 7 bis 
8 Prozent (Oberst et al. 2025; BBSR 2015).

Die oft bemühte Vorstellung, «Kleinvermieter» seien 
in Deutschland dominierend, ist jedoch irreführend. 
Zwar werden Mietwohnungen hierzulande mehr-
heitlich von privaten Eigentümer*innen bereitge-
stellt (siehe Abb. 1). Innerhalb dieser Gruppe gibt 
es auch viele Kleinvermieter*innen, die nur eine 
Wohnung besitzen und vermieten; diese machen 
rund 60 Prozent aus (BBSR 2025: 52). Doch ihr 
Anteil an den Mietwohnungen beträgt nur etwa 
18 Prozent; rund 55 Prozent entfallen auf private 
Eigentümer*innen mit mehr als fünf Wohneinheiten 
(siehe Abb. 2).

Abbildung 1: Vermietete Wohnungen in 
Deutschland nach Eigentümergruppen (2024)

Quelle: Oberst et al. 2025: 21

Diese Konzentration von Wohnimmobilien spiegelt 
sich in der Vermögensverteilung wider: Insgesamt 
besitzen die reichsten 10 Prozent der deutschen 
Haushalte rund 70 Prozent der erfassten vermiete-
ten Immobilien, die wohlhabendsten 30 Prozent ver-
fügen über rund 96 Prozent (Fuest et al. 2021).

Die niedrige Wohneigentumsquote sowie die starke 
Konzentration von Mietimmobilien im oberen Vermö-
gensbereich haben erhebliche Folgen: Vermietungs-

  privat (natürliche Personen, inkl. kleine GbRs)
 � private Wohnungsunternehmen (GmbH, GmbH & Co. KG, AG etc.)
  öffentlich
  Genossenschaften
  kirchlich & gemeinnützig

64,4 %

1,4 %

14,0 %

11,5 % 8,7 %
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1 � Immobilien, die über Kapital- oder Personengesellschaften gehalten wer-
den, sind zwar ebenfalls in der Statistik enthalten, werden dort jedoch 
dem Betriebsvermögen beziehungsweise den Anteilen an Kapitalgesell-
schaften zugeordnet.

einkünfte sowie Wertsteigerungen von Immobilien 
fließen nahezu ausschließlich den vermögendsten 
Haushalten zu. Immobilienvermögen und Mietein-
kommen tragen jeweils rund ein Drittel zur Vermö-
gens- und Einkommensungleichheit in Deutschland 
bei und gehören damit zu den zentralen Treibern der 
Ungleichheit (Bartels/Maaßen 2022).

Vor diesem Hintergrund rückt die Frage in den Fokus, 
welche Bedeutung Erbschaften und Schenkungen 
für die Verteilung von Immobilien haben. Zunächst ist 
zu konstatieren, dass sie für den Vermögensaufbau 
in Deutschland zunehmend an Bedeutung gewinnen 
(Alvaredo et al. 2017). Studien zeigen, dass sie insbe-
sondere für den Erwerb von selbst genutztem Wohn-
eigentum von Bedeutung sind: Sowohl der tatsäch-
liche Erhalt von Vermögen als auch die Erwartung 
späterer Zuwendungen erhöhen die Wahrscheinlich-
keit, Wohneigentum zu erwerben (Dräger et al. 2024). 
Während dieser Zusammenhang gut erforscht ist, 
wurde bislang unzureichend untersucht, wie stark 
Immobilienerbschaften selbst konzentriert sind –  
also wer in welchem Umfang Immobilien erbt.

Abbildung 2: Eigentümerstruktur des  
Mietwohnungsmarkts in Deutschland (2024)

Quelle: BBSR 2025: 52; eigene Berechnung

Die Erbschaft- und Schenkungsteuerstatistik gibt ei-
nen Einblick in die Bedeutung von Immobilienüber-
tragungen, erlaubt jedoch keine Aussagen über de-
ren Konzentration und unterscheidet nicht zwischen 
selbst genutzten und vermieteten Immobilien. Ge-
sondert ausgewiesen wird in der Statistik ausschließ-
lich im Privatvermögen gehaltenes Grund- und Im-
mobilienvermögen.1 Im Jahr 2024 veranlagten die 
Finanzämter rund 139.000 Fälle mit übertragenen 
Grundstücken oder Immobilien; in etwa 55 Prozent 
aller veranlagten Erbschaften und Schenkungen war 
Grund- bzw. Immobilienvermögen enthalten.

Quelle: Statistisches Bundesamt 2025a 

46,4  
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1,6 Mrd.

11
4

,7
 M
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.

21,5  
Mrd.

7,4 Mrd.

37,8  
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  land- und forstwirtschaftliches Vermögen
  Grund- und Immobilienvermögen (privat gehalten)
  Betriebsvermögen
  Anteile an Kapitalgesellschaften
  übriges Vermögen, darunter Bankguthaben, Aktien und Wertpapiere

Abbildung 3: Zusammensetzung des  
steuerlich erfassten Erb- und Schenkungsver-
mögens in Deutschland in Euro (2024)

  Vermieter*innen mit einer Wohnung
  Vermieter*innen mit 2–5 Wohnungen
  Vermieter*innen mit mehr als 5 Wohnungen

27 %
55 %

18 %
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Der festgestellte Wert der übertragenen Grund
stücke und Immobilien belief sich 2024 auf rund 
46 Milliarden Euro (siehe Abb. 3). Damit entfielen 
rund 40 Prozent des steuerlich erfassten Erb- und 
Schenkungsvermögens auf direkt gehaltene Im-
mobilien (Statistisches Bundesamt 2024; eigene 
Berechnung). Werden Anteile an privaten Woh-
nungsunternehmen (sie halten rund 14 Prozent des 
gesamten Mietwohnungsbestands; siehe Abb. 1) 
vererbt oder verschenkt, erscheinen sie in der Erb-
schaft- und Schenkungsteuerstatistik nicht als 
Grundvermögen, sondern als Betriebsvermögen,  
als Anteile an Kapitalgesellschaften oder als 
«übriges Vermögen». Die Statistik weist also nur 
einen Teil des übertragenen Immobilienvermögens 
als solches aus.

Der Anteil vermieteter Wohnimmobilien am insge-
samt übertragenen Immobilienvermögen lässt sich 
nur näherungsweise bestimmen. In rund einem 
Drittel der Fälle, in denen Immobilien vererbt oder 
verschenkt worden sind, wurde der zehnprozentige 
Wertabschlag geltend gemacht, der ausschließlich 
für vermietete Wohnimmobilien vorgesehen ist 
(§ 13d Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuer
gesetz, ErbStG; Statistisches Bundesamt 2025a).

Laut Steuerstatistik wurden Bewertungsabschläge 
in Höhe von insgesamt rund 1,65 Milliarden Euro 
gewährt. Daraus lässt sich ableiten, dass Mietimmo-
bilien im Wert von mindestens 16,5 Milliarden Euro 
übertragen wurden, was etwa einem Drittel des er-
fassten Immobilienvermögens entspricht.2

2 � Die Statistik zeigt nur die Fälle, bei denen § 13d ErbStG tatsächlich an
gewendet wurde. Es fehlen also die Fälle, in denen ein Mietshaus oder 
eine Mietwohnung vererbt oder verschenkt wurde, aber: (a) Die Immo-
bilien zum begünstigten Unternehmensvermögen gehören; (b) der per-
sönliche Freibetrag (siehe Kap. 2.1) den Erwerb bereits ohne den Wert
abschlag vollständig steuerfrei stellte; (c) die Immobilien nicht unter 
§ 13d fallen, weil sie zum Übertragungszeitpunkt nicht «zu Wohnzwecken 
vermietet» sind oder (d) weil sie «gemischt genutzt» werden.
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2  Erbschaftsteuer  
auf Immobilien
Theoretischer und rechtlicher Hintergrund

Vor dem Hintergrund der hohen Vermögensun-
gleichheit und wegen der Leistungsgerechtigkeit  
ist die Erbschaft- und Schenkungsteuer zentral. 
Wer Vermögen erbt oder durch Schenkung erhält, 
unterliegt in Deutschland grundsätzlich der Erb-
schaft- und Schenkungsteuer. Die Erbschaftsteuer 
dient nicht nur der Erzielung von Steuereinnahmen, 
sondern ist zugleich ein Instrument des Sozialstaats, 
das verhindern soll, dass Reichtum über Genera-
tionen hinweg in den Händen weniger allein auf-
grund ihrer Herkunft unverhältnismäßig anwächst 
(Bundesverfassungsgericht, BVerfG – abweichen-
de Meinung Gaier/Masing/Baer, Beschluss vom 
17.12.2014 – 1 BvL 21/12, Rn. 4; Bayerische Ver
fassung, Artikel 123 Abs. 3).

2.1  Freibeträge und  
Steuersätze

Nicht besteuert wird dabei jener Anteil des Vermö-
gens, der unterhalb des persönlichen Freibetrags 
liegt. Vereinfacht dargestellt sind die Freibeträ-
ge aktuell nach fünf Personengruppen gestaffelt: 
Ehepartner*innen (500.000 Euro), Kinder und Stief-
kinder (400.000 Euro), Enkelkinder (200.000 Euro), 
Eltern und Großeltern (100.000 Euro), alle anderen 
Personen, darunter auch Geschwister, Nichten und 
Neffen (20.000 Euro) (§ 16 ErbStG).

Das steuerfrei übertragbare Vermögen kann sich 
jedoch deutlich erhöhen, da persönliche Freibeträ-
ge bei Vermögensübertragungen alle zehn Jahre 
erneut ausgeschöpft werden können (§ 14 ErbStG). 
Vermögen lassen sich deshalb zeitlich gestaffelt 
übertragen. So können etwa zwei Elternteile ihrem 
Kind bereits heute 800.000 Euro und nach zehn 
Jahren erneut denselben Betrag steuerfrei schen-

ken – insgesamt also 1,6 Millionen Euro, ohne dass 
Erbschaft- oder Schenkungsteuer anfällt. In der vor-
liegenden Analyse (siehe Kap. 3) wird diese Gestal-
tung nicht berücksichtigt, um mit möglichst kon-
servativen Annahmen ein für die Steuerpflichtigen 
aussagekräftiges Szenario zu modellieren.

Zusätzlich zu den persönlichen Freibeträgen kann 
ein selbst genutztes Familienheim steuerfrei ver-
erbt werden. Voraussetzung ist, dass Ehe- oder 
Lebenspartner*in sowie Kinder die Immobilie nach 
dem Erbfall weiterhin selbst zu Wohnzwecken nut-
zen (§ 13 Abs. 1 Nr. 4a–4c ErbStG).3

Die Steuerfreibeträge für Schenkungen an Familien-
angehörige sind im internationalen Vergleich hierzu-
lande mit am höchsten (OECD 2025: 49). Dies trägt 
dazu bei, dass die meisten Erbschaften und Schen-
kungen in Deutschland weder dem Finanzamt ge-
meldet werden müssen noch besteuert werden. Von 
den jährlich übertragenen Vermögen von insgesamt 
300 bis 400 Milliarden Euro (Tiefensee/Grabka 2017) 
erscheint so nur ein vergleichsweise kleiner Teil in 
der Steuerstatistik – im Jahr 2024 waren es rund 
113 Milliarden Euro.

Grundsätzlich gelten progressive Erbschaft- und 
Schenkungsteuern. Die Steuersätze beginnen bei 
kleinen Vermögen zwischen nahen Verwandten bei 
7 Prozent und steigen bei Übertragungen jenseits 
von 6 Millionen Euro zwischen nicht verwandten 
Personen auf bis zu 50 Prozent (§ 19 ErbStG).

3 � Bei Kindern gilt dies nur bis zu einer Wohnfläche von 200 Quadrat
metern – für darüber hinausgehende Flächen fällt anteilig Erbschaft
steuer an.

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2014/12/ls20141217_1bvl002112.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2014/12/ls20141217_1bvl002112.html
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2.2  Bewertung von  
Mietimmobilien

Wie hoch die Steuer auf eine Erbschaft oder Schen-
kung tatsächlich ausfällt, hängt aber nicht allein von 
den persönlichen Freibeträgen und den geltenden 
Steuersätzen ab. Ebenso entscheidend ist, wie das 
übertragene Vermögen bewertet wird, wie hoch also 
die Bemessungsgrundlage ist, auf die der Steuersatz 
angewendet wird.

Bei der Bewertung des übertragenen Vermögens 
wird der Marktwert ermittelt – jener Wert, den ein 
Vermögensgegenstand im gewöhnlichen Geschäfts-
verkehr erzielen würde. Je nach Vermögensart wer-
den dabei unterschiedliche Bewertungsverfahren an-
gewendet. In der vorliegenden Untersuchung geht es 
um vermietete Wohnimmobilien. Diese werden steu-
erlich nach dem sogenannten Ertragswertverfahren 
(siehe Abb. 4) bewertet. Maßgeblich sind dabei die 
nachhaltig erzielbaren Mieteinnahmen, die kapitali-
siert und anschließend mit dem separat ermittelten 
Bodenwert zu einem Ertragswert zusammengeführt 
werden.

Abbildung 4: Bewertung von Mietimmobilien  
im Ertragswertverfahren

1. � Bodenwert = Bodenrichtwert ×  
Grundstücksfläche

2. � Jahresrohertrag = Jahresnettokaltmiete  
bzw. übliche Miete (§ 186 BewG)

3. � Reinertrag = Jahresrohertrag –  
Bewirtschaftungskosten (§ 187 BewG)

4. � Gebäudereinertrag = Reinertrag –  
Bodenwert × Liegenschaftszinssatz  
(§ 188 BewG)

5. � Gebäudeertragswert = Gebäudereinertrag ×  
Vervielfältiger (§ 185 BewG)

6. � Ertragswert (Grundbesitzwert) =  
Bodenwert + Gebäudeertragswert  
(§ 184 Abs. 3 BewG)

Quelle: §§ 184–188 Bewertungsgesetz (BewG)

2.3  Steuerprivilegien  
für Mietimmobilien

Während Unternehmensvermögen bei der Wei-
tergabe vollständig von der Erbschaft- und Schen-
kungsteuer befreit sein können, gilt für vermietete 
Wohnimmobilien im Privatvermögen ein pauschaler 
Bewertungsabschlag von 10 Prozent. Dieser wird 
vom steuerpflichtigen Wert der Immobilie abgezo-
gen (§ 13d ErbStG).

Anders kann es bei sehr großen Wohnungsbestän-
den aussehen. Für «begünstigte Betriebsvermögen» 
können Verschonungsregelungen greifen (§§ 13a, 
13b, 28a ErbStG), wobei sogar eine vollständige 
Steuerbefreiung möglich ist. Bei Beständen von 
mehr als 300 Wohnungen geht die Finanzverwal-
tung davon aus, dass ein wirtschaftlicher Geschäfts-
betrieb vorliegt und das Vermögen damit grund-
sätzlich begünstigungsfähig ist (R E 13b.17 Abs. 3 
Satz 2 ErbStR). Werden also Anteile an einer Im-
mobilien-GmbH übertragen, die über mehr als 
300 Wohnungen verfügt, können die Erbenden  
bzw. Beschenkten die steuerlichen Begünstigungen 
für Unternehmensvermögen in Anspruch nehmen. 
Dabei spielt keine Rolle, ob im Zusammenhang mit 
dem Wohnungsbestand Arbeitsplätze in nennens-
wertem Umfang gesichert werden.

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat 2017 klargestellt, 
dass die Abgrenzung zwischen bloßer Vermögens-
verwaltung und begünstigtem Betriebsvermögen 
nicht allein an einer festen Wohnungszahl festge-
macht werden darf (BFH, Urteil vom 24.10.2017 – 
II R 44/15). Gleichwohl dient die 300-Wohnungen-
Schwelle in der Verwaltungspraxis weiterhin als 
maßgeblicher Anhaltspunkt. Im Rahmen dieser 
Handhabung besteht für Wohnungsunternehmen 
erheblicher Gestaltungsspielraum: Sind beispiels-
weise nur 250 Wohnungen vorhanden, die vererbt 
oder verschenkt werden können, können gezielt 
weitere Immobilien erworben werden – etwa auch 
günstigere Immobilien in Osteuropa.

Wie häufig Wohnungsbestände von mehr als 
300 Wohnungen von den Verschonungsregelungen 
profitieren und welche Steuerausfälle damit verbun-
den sind, ist nicht bekannt – hierzu liegen keine of-
fiziellen Zahlen vor. Schätzungen gehen von einem 
jährlichen Einnahmeverzicht von rund einer Milliar-
de Euro aus (Bach/Eichfelder 2021). Die Beanspru-
chung des zehnprozentigen Bewertungsabschlags 
für Mietwohngrundstücke wird dagegen statistisch 
erfasst; auf dieser Grundlage schätzt die Bundesre-
gierung den entsprechenden Steuerausfall in den 
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Jahren 2023 bis 2026 auf rund 260 Millionen Euro 
pro Jahr (BMF 2025: 613).

Für Wohnimmobilien gibt es eine weitere Privilegie-
rung: Wenn die Erbschaft- und Schenkungsteuer 

nur durch Veräußerung der Immobilie aufgebracht 
werden kann, kann die Steuer auf Antrag bis zu zehn 
Jahre – im Erbfall sogar zinslos – gestundet werden 
(§ 28 Abs. 3 ErbStG).

4 � Der Kapitalwert eines lebenslangen Nießbrauchs wird nach §§ 13–16 Bewertungsgesetz (BewG) anhand des Jahreswerts und eines  
altersabhängigen Vervielfältigers (§ 14 BewG i. V. m. Anlage 9a BewG; Grundlage: amtliche Sterbetafeln, Zinssatz 5,5 %) berechnet.

5 � § 25 ErbStG (alte Fassung) untersagte den Abzug des Kapitalwerts von Nutzungs- und Rentenlasten; die darauf entfallende Steuer war  
stattdessen bis zum Wegfall der Belastung zu stunden. Diese Regelung wurde durch das Gesetz zur Reform des Erbschaftsteuer- und  
Bewertungsrechts vom 24.12.2008 (BGBl. I 2008, 3018) aufgehoben (vgl. hierzu Gemmer 2009).

6 � Der Kapitalwert eines Nießbrauchs wird nach § 14 BewG berechnet: Jahreswert der Nutzung (z. B. Miete) × altersabhängiger Vervielfältiger.  
Die 7 Milliarden Euro sind also die kapitalisierte Summe der vorbehaltenen Erträge. Unterstellt man, dass der Kapitalwert eines Nießbrauchs 
typischerweise zwischen 20 und 40 Prozent des Immobilienwerts liegt, entspräche ein Kapitalwert von 7 Milliarden Euro übertragenen Ver
mögenswerten von 18 bis 35 Milliarden Euro. In der Steuerstatistik wird allerdings nicht die zugrunde liegende Vermögensart ausgewiesen.  
Vermögenswerte Immobilien dürften hier jedoch den größten Teil ausmachen.

Privileg Nießbrauchsvorbehalt

In der Praxis werden Immobilien häufig bereits zu Lebzeiten unter dem sogenannten Nießbrauchs-
vorbehalt übertragen. Dabei geht das Eigentum auf den Erwerbenden über, während sich der 
Schenkende das Recht vorbehält, die Immobilie weiter selbst zu nutzen oder die Mieteinnahmen  
zu beziehen. Wirtschaftlich verbleibt das Objekt also zunächst beim Schenkenden.

Typisch ist die Übertragung von Eltern auf ihre Kinder: Eine vermietete Immobilie wird verschenkt,  
die Eltern behalten sich bis zum Tod die Nutzung vor. Steuerlich hat das einen großen Effekt: Weil  
die Kinder die Immobilie zunächst nicht frei nutzen können, gilt sie steuerlich als weniger wert.  
Der Wert des Nießbrauchs – also das Recht der Eltern auf Nutzung oder auf die Mieteinnahmen – 
wird vom Immobilienwert abgezogen. Dadurch sinkt die Bemessungsgrundlage der Schenkung-
steuer. Je nachdem, wie alt die Eltern bei Übertragung sind bzw. wie hoch der Kapitalwert des 
Nießbrauchs ist, kann die Steuer erheblich reduziert oder gar ganz vermieden werden.4 Nach dem 
Tod der Eltern gehört die Immobilie den Kindern vollständig. Das Ergebnis ist dann dasselbe wie 
nach einer normalen Vererbung – nur dass eine geringere Steuer angefallen ist.

Es ist zwar richtig, dass Nießbrauch den Marktwert einer Immobilie mindert, aber bei einer  
Schenkung innerhalb der Familie ist nicht der hypothetische Verkauf der relevante Vergleich,  
sondern der Erbfall. Bis 2009 war der Wertabschlag für Nießbrauchsrechte untersagt.5 Hinzu  
kommt, dass Wertsteigerungen nach der Schenkung nicht mehr der Besteuerung unterliegen.

Neben Immobilien können auch andere Vermögensarten, etwa Betriebsvermögen oder Aktien
depots, unter Nießbrauchsvorbehalt übertragen werden. Ein Blick in die Steuerstatistik zeigt, 
dass die Bedeutung des Nießbrauchs deutlich zugenommen hat. Der in der Steuerstatistik 2024 
ausgewiesene Kapitalwert abzugsfähiger Nutzungs- und Duldungsauflagen – also insbesonde-
re Nießbrauch – beträgt knapp 7 Milliarden Euro und hat sich in den vergangenen zehn Jahren 
mehr als verdreifacht (Statistisches Bundesamt 2025a).6 Geht man von einem durchschnittlichen 
effektiven Steuersatz von 10 bis 20 Prozent aus, entspricht dies einem jährlichen Steuerverzicht  
von 700 Millionen bis 1,4 Milliarden Euro. Die vorliegende Berechnung geht jedoch von Über
tragung ohne die Nutzung von Nießbrauch aus.
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2.4  Die Erbschaftsteuer  
auf Mietimmobilien  
im Überblick

Während sehr große Immobilienbestände vollständig 
von der Steuer ausgenommen werden können, un-
terliegen kleinere Bestände oberhalb der Freibeträge 
Steuersätzen von 7 Prozent bis maximal 50 Prozent 
unter Nichtverwandten. Besteuert wird dabei der 
Wert, der sich an den künftig erwarteten Mietein-
nahmen sowie den Bodenpreisen orientiert, davon 

jedoch nur 90 Prozent – und eben nur jener Teil, der 
nach Abzug der persönlichen Freibeträge verbleibt 
(siehe Tab. 1).

Sollten aufgrund der Erbschaftsteuer dennoch Liqui-
ditätsengpässe auftreten, wird ein Zwangsverkauf 
durch eine weitere Regelung weitestgehend ausge-
schlossen: Für vermietete Wohnimmobilien kann die 
Erbschaftsteuer bis zu zehn Jahre lang zinslos ge-
stundet werden, sofern sie nicht aus laufenden Ein-
künften beglichen werden kann (§ 28 Abs. 3 ErbStG).

Tabelle 1: Berechnung der Erbschaft- und Schenkungsteuer

Ertragswert der Immobilie (siehe Abb. 4)

10-Prozent-Abschlag (§ 13d ErbStG)

persönlicher Freibetrag (§ 16 ErbStG)

= steuerpflichtiger Erwerb 

* Steuersatz in Abhängigkeit von Verwandtschaftsgrad und Vermögenswert (§ 19 ErbStG)

= Erbschaft- und Schenkungsteuer 

Quellen: §§ 10, 13d, 16, 19 ErbStG; §§ 182 ff. BewG
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3  Methodik und Annahmen

Da keine Daten zu konkreten Einzelfällen der Erb-
schaft- und Schenkungsteuer öffentlich verfügbar 
sind, stützt sich die vorliegende Analyse auf eigene 
Berechnungen auf Grundlage aktueller Immobilien-
angebote. Herangezogen wurden inserierte Kaufan-
gebote mit Angaben zu Lage, Baujahr, Objektstruk-
tur und laufenden Mieterträgen. Auf dieser Basis 
wurde der Ertragswert der Immobilien ermittelt und 
anschließend die potenzielle Erbschaftsteuer nach 
geltender Rechtslage berechnet. Dafür wurde eine 
Übertragung von zwei Elternteilen auf ein Kind un-
terstellt; persönliche Freibeträge in Höhe von ins
gesamt 800.000 Euro wurden berücksichtigt.

Im Weiteren wurden auf Grundlage der in den 
Inseraten ausgewiesenen jährlichen Mieteinnah-
men verschiedene Szenarien der Finanzierung zu 
marktüblichen Bedingungen berechnet. Ziel war es 
zu prüfen, ob sich die anfallende Erbschaftsteuer bei 
vollständiger Fremdfinanzierung aus den laufenden 
Einnahmen finanzieren lässt und welche Überschüs-
se nach Tilgung des Kredits verbleiben. Dabei wurde 
in einem ersten Szenario mit der tatsächlichen bezie-
hungsweise in den Inseraten ausgewiesenen Miet-
höhe gerechnet. Um den Fall einer «sozialen Vermie-
tung» abzubilden, wurde in einem zweiten Szenario 
eine um 25 Prozent niedrigere Miete angesetzt.

3.1  Fallauswahl

Die Städte München und Berlin wurden ausgewählt, 
da sie zu den Städten mit den höchsten Immobilien-
werten in Deutschland zählen. Entsprechend fallen 
die persönlichen Freibeträge dort weniger ins Ge-
wicht, sodass tendenziell anspruchsvollere Bedin-
gungen für die Finanzierung der Steuerschuld beste-
hen können. Fällt das Ergebnis selbst unter diesen 
Bedingungen positiv aus, ist davon auszugehen, 
dass in anderen Regionen erst recht keine Finan-
zierungsprobleme auftreten. Mit Magdeburg wur-
de ergänzend eine Region mit deutlich niedrigeren 
Immobilienpreisen in die Analyse einbezogen.

Die Fallauswahl innerhalb dieser Städte beschränkt 
sich auf Immobilieninserate mit ausreichenden An-
gaben, um die grundsätzliche Finanzierbarkeit der 
Erbschaftsteuer aus laufenden Mieteinnahmen zu 
prüfen. Erkennbare Ausreißer und Sonderfälle wur-
den nicht berücksichtigt.7 Grundlage der Fallaus-
wahl sind Verkaufsinserate der Immobilienportale 
ImmobilienScout24 und Immowelt im Zeitraum 
August bis Dezember 2025.8

Betrachtet wurden ausschließlich Bestandsim-
mobilien mit mehr als vier Wohneinheiten, die zu 
mindestens 80 Prozent Wohnzwecken dienen. 
Zudem wurden nur vollständig vermietete Mehr-
familienhäuser einbezogen, weil nur in diesen Fäl-
len belastbare Angaben zu den Mieteinnahmen 
vorliegen. Diese Annahme ist für die Städte Berlin 
und München plausibel, da die Leerstandsquote 
dort zwischen 2 und 3 Prozent liegt. Längerfristiger 
unfreiwilliger Leerstand stellt somit kein systema-
tisches Risiko dar, sondern ist in der Regel ein vor-
übergehendes Phänomen, etwa im Zuge von Mie-
terwechseln oder Modernisierungen. In Magdeburg 
liegt die Leerstandsquote dagegen mit rund 7 Pro-
zent höher (Statistisches Bundesamt 2025b). Die 
Beschränkung auf vollständig vermietete Objekte 
stellt daher im Vergleich zu Berlin und München eine 
stärkere Vereinfachung dar und könnte die tatsäch-
lich erzielbaren Mieteinnahmen leicht überschätzen.

7 � Nicht berücksichtigt wurden etwa Objekte mit ungewöhnlichem Kauf-
preis-Miet-Verhältnis, gemischter Nutzung, Erbbaurechten oder solche, 
die einem Luxussegment zuzuordnen sind.

8 � Zur Auswahl der zehn Immobilien siehe www.netzwerk-steuergerechtig-
keit.de/wp-content/uploads/2026/03/Immobilienobjekte.pdf

https://www.netzwerk-steuergerechtigkeit.de/wp-content/uploads/2026/03/Immobilienobjekte.pdf
https://www.netzwerk-steuergerechtigkeit.de/wp-content/uploads/2026/03/Immobilienobjekte.pdf


Methodik und Annahmen

15

3.2  Steuerlicher Ertragswert  
der Immobilien

Im nächsten Schritt wurde der steuerliche Ertrags-
wert der ausgewählten Immobilien bestimmt, und 
zwar nach dem sogenannten Ertragswertverfahren 
(siehe Abb. 4). Dabei setzt sich der Immobilienwert 
im Wesentlichen aus zwei Komponenten zusam-
men: dem Bodenwert und dem Ertragswert des 
Gebäudes.

Der Bodenwert beruht maßgeblich auf dem soge-
nannten Bodenrichtwert, dem durchschnittlichen 
Lagewert des Bodens pro Quadratmeter. In allen 
Bundesländern werden die Bodenrichtwerte von un-
abhängigen Gutachterausschüssen auf Grundlage 
tatsächlicher Kaufpreise ermittelt und veröffentlicht. 
Für die Berechnung wurden die Bodenrichtwerte 
über die Bodenrichtwertportale der Bundesländer 
anhand der Objektadressen aus den Inseraten ermit-
telt und mit der jeweiligen Grundstücksfläche multi-
pliziert.9

Der Gebäudeertragswert wird aus den nachhaltig 
erzielbaren Mieterträgen abgeleitet; maßgeblich ist 
die tatsächlich vereinbarte Jahresnettokaltmiete, 
sofern sie nicht mehr als 20 Prozent unter der orts-
üblichen Miete liegt; andernfalls wird die ortsübliche 
Miete angesetzt. Die Jahresnettokaltmiete wurde 
den Inseraten entnommen, lag in allen Fällen inner-
halb dieser 20-Prozent-Grenze und konnte direkt in 
die Berechnung einfließen.

Auch die weiteren für die Ermittlung des 
Gebäudeertragswerts erforderlichen Parameter – 
Bewirtschaftungskosten,10 Liegenschaftszinssatz11 
und Vervielfältiger12 – wurden auf Grundlage der 
Angaben aus den Inseraten sowie ergänzender ver-
öffentlichter Referenzwerte näherungsweise be-
stimmt. Die vollständige Berechnung der Ertrags-
werte findet sich in Anlage 1.

3.3  Erb- bzw. Schenkungsvorgang  
und Steuer

Ausgehend vom ermittelten Ertragswert wird der 
steuerpflichtige Erwerb nach Abzug des Bewertungs-
abschlags von 10 Prozent und der persönlichen Frei-
beträge bestimmt. Die Erbschaft- bzw. Schenkung-
steuer ergibt sich aus der Anwendung des jeweiligen 
Steuersatzes auf diesen Betrag (siehe Kap. 2.1). In 
allen betrachteten Fällen wurde der zehnprozentige 
Bewertungsabschlag berücksichtigt, da es sich um 
zu Wohnzwecken vermieteten Grundbesitz handelt.

Die Möglichkeit einer zinslosen Stundung der Steuer 
wird nicht berücksichtigt, da sie nur gewährt wird, 
wenn die Steuer nur durch Veräußerung des betref-
fenden Vermögens aufgebracht werden könnte.

Schenkungen und Erbschaften werden steuerlich 
weitgehend identisch behandelt. Im Folgenden wird 
daher nicht zwischen Erbschaft- und Schenkung-
steuer unterschieden. Wenn von Erbenden oder von 
Erbschaft gesprochen wird, ist damit synonym auch 
der Schenkungsfall gemeint. Die vollständige Steu-
erberechnung findet sich in Anlage 2.

3.4  Bewirtschaftungskosten  
und Einkommensteuer  
auf Mieterträge

Ob von den Mieteinnahmen ein positiver Überschuss 
für die Erben verbleibt oder Liquiditätsengpässe auf-
treten, hängt nicht nur von der Höhe der Erbschaft-
steuer ab, sondern auch von den nicht umlagefähi-
gen Bewirtschaftungskosten der geerbten Immobilie 
sowie der Einkommensteuer auf die Mietgewinne.

Die Mieteinnahmen privat gehaltener Immobilien 
unterliegen als Einkünfte aus Vermietung und Ver-
pachtung (§ 21 EStG) dem individuellen Einkom-
mensteuersatz von bis zu 42 Prozent bzw. dem so-
genannten Reichensteuersatz von 45 Prozent (zzgl. 
Solidaritätszuschlag).13 In der Fallanalyse wird von 
einer Besteuerung von 42 Prozent ausgegangen.

Besteuert werden die Nettomieteinnahmen nach 
Abzug der steuerlich abzugsfähigen Werbungskos-
ten. Dazu zählen Bewirtschaftungskosten, Abschrei-
bungen sowie Schuldzinsen für Immobilienkredite. 

9	� In den betrachteten Inseraten war entweder die konkrete Objektadres-
se angegeben oder die Lage so präzise beschrieben, dass eine Adresse 
plausibel angenähert werden konnte, etwa durch die Angabe der Entfer-
nung zu einer bestimmten U-Bahn-Station. In allen Bundesländern, au-
ßer in Bayern, ist die Abfrage der Bodenrichtwerte kostenfrei.

10 � Die Bewirtschaftungskosten wurden pauschal gemäß Anlage 23 BewG 
ermittelt.

11 � Der Liegenschaftszinssatz wurde für Magdeburg und Berlin auf Grund-
lage der Angaben der jeweiligen Gutachterausschüsse ermittelt. Da 
entsprechende Auskünfte in Bayern kostenpflichtig sind, wurde für 
die Münchner Fälle auf öffentlich verfügbare Durchschnittswerte für 
Mietimmobilien des Gutachterausschusses der Landeshauptstadt Mün-
chen zurückgegriffen. Vgl. Halbjahresreport 2025 der Landeshauptstadt 
München unter https://stadt.muenchen.de/dam/jcr:8c838ecd-781d-
441b-820d-635c0a420583/Halbjahresreport_2025.pdf

12 � Die Vervielfältiger wurden gemäß Anlage 21 BewG auf Grundlage des 
maßgeblichen Liegenschaftszinssatzes und der Restnutzungsdauer des 
Gebäudes bestimmt. Die Restnutzungsdauer wurde aus dem Baujahr 
sowie den Angaben zum letzten Sanierungsumfang und -zeitpunkt der 
Immobilie abgeleitet.

13 � Der Reichensteuersatz von 45 Prozent greift bei sehr hohen zu versteu-
ernden Einkommen von rund 292.000 Euro (Ledige) bzw. 584.000 Euro 
(Verheiratete) im Jahr 2025.

https://stadt.muenchen.de/dam/jcr:8c838ecd-781d-441b-820d-635c0a420583/Halbjahresreport_2025.pdf
https://stadt.muenchen.de/dam/jcr:8c838ecd-781d-441b-820d-635c0a420583/Halbjahresreport_2025.pdf
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Zu den Bewirtschaftungskosten gehören vor allem 
Aufwendungen für Verwaltung und Instandhaltung. 
Die tatsächliche Höhe dieser Kosten kann erheblich 
variieren und ist bei älteren Gebäuden in der Regel 
höher als bei neueren. Für die Berechnungen werden 
dafür pauschal 40 Euro pro Quadratmeter und Jahr 
angesetzt – eine eher konservative Annahme.14

Auch hinsichtlich der Abschreibung wird eine kon-
servative Annahme getroffen. Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten von Mietimmobilien können 
über mehrere Jahrzehnte abgeschrieben werden, 
wodurch sich das zu versteuernde Einkommen und 
damit die Einkommensteuer auf die Mieteinnahmen 
reduzieren. Die Höhe und Dauer der Abschreibung 
richten sich nach dem Baujahr bzw. dem Zeitpunkt 
umfassender Sanierungen und liegen typischer
weise zwischen 2 und 3 Prozent pro Jahr. Werden 
Immobilien im Privatvermögen vererbt, tritt der oder 
die Erbende steuerlich in die Position des Erblassers 
ein (§ 11d Abs. 1 EStDV; § 7 Abs. 1 EStG). Dadurch 
entsteht keine neue Abschreibungsbasis, vielmehr 
wird die Abschreibung fortgeführt.

Da die vorliegende Untersuchung typische Erbfäl-
le mit langjährigem Familienbesitz betrachtet und 
verlässliche Annahmen zur verbleibenden Restab-
schreibungsdauer schwer zu treffen sind, wird ver-
einfachend davon ausgegangen, dass die Immobilien 
bereits vollständig abgeschrieben sind. Dadurch wird 
die Einkommensteuerbelastung in einzelnen Fällen 
überschätzt und der ausgewiesene Nettoüberschuss 
aus den Mieteinnahmen entsprechend unterschätzt.

Da die Erbschaft- und Schenkungsteuer auf die Im-
mobilie sowie die Zinsen zur Finanzierung der Steuer 
nicht als Werbungskosten abzugsfähig sind, werden 
sie zwar im Liquiditätsmodell als Ausgaben berück-
sichtigt, jedoch nicht bei der Berechnung der Ein-
kommensteuer als Werbungskosten abgezogen.

3.5  Finanzierung   
der Steuer

Um zu prüfen, welche Auswirkungen die Erbschaft-
steuer auf die Zahlungsfähigkeit der Erben hat und 
ob ein Verkauf der Immobilie zur Steuerzahlung er-
forderlich wäre, wird in der Analyse unterstellt, dass 
die anfallende Steuer vollständig fremdfinanziert 
wird. In diesem Szenario verfügen die Erbenden 
oder Beschenkten also über keine weiteren liquiden 
Mittel und müssen die Steuer ausschließlich aus den 
laufenden Mieteinnahmen der geerbten Immobilie 
begleichen.

Für die Finanzierung wird ein marktüblicher Annuitä-
tenkredit15 angenommen. Der zugrunde gelegte Zins-
satz beträgt 3,7 Prozent pro Jahr.16 Zunächst wird be-
rechnet, in welchem Zeitraum die Steuer vollständig 
abgezahlt werden kann, wenn die schnellstmögliche 
Zahlung aus den laufenden Mieteinnahmen ange-
strebt wird. In einem weiteren Schritt wird berechnet, 
wie hoch der Nettomietgewinn der jeweiligen Immo-
bilie im Jahr nach der Rückzahlung der Steuer ist.

Hinsichtlich der Mieteinnahmen wird angenom-
men, dass diese jährlich um 2 Prozent steigen. Diese 
Annahme ist moderat und orientiert sich an Durch-
schnittswerten der Mietentwicklung der vergange-
nen Jahre.17 Die vollständigen Finanzierungs- und 
Cashflow-Berechnungen finden sich in Anlage 3.

3.6  Szenario  
«soziale Vermietung»

«Soziale Vermieter*innen» verlangen bewusst deut-
lich geringere Mieten als ortsüblich. In den vergange-
nen Jahren behaupteten «soziale Vermieter*innen» 
regelmäßig, niedrige Mieten in Verbindung mit anfal-
lenden Steuerzahlungen würden sie zu Mieterhöhun-
gen zwingen (vgl. Thieme 2024; Hoben 2018; Stalins
ki 2019). In der Tat berücksichtigt das Steuerrecht 
sozial motiviertes günstiges Vermieten nicht: Liegt 
die Miete mehr als 20 Prozent unter der ortsüblichen 
Vergleichsmiete, wird bei der Bewertung nach dem 
Ertragswertverfahren dennoch die ortsübliche Mie-
te und damit ein höherer Wert als die tatsächlichen 
Mieteinnahmen angesetzt.

Um den Fall einer sozialen Vermietung nachzubil-
den, wurde in der Analyse ergänzend ein zweites 
Szenario berechnet, in dem um 25 Prozent geringere 
Mieteinnahmen als die tatsächlich vereinbarten un-
terstellt wurden, während der auf Basis der tatsäch-
lichen Miete ermittelte Ertragswert und damit die 
Erbschaftsteuerschuld unverändert blieb.

14 � Für ältere Bestandsgebäude werden häufig Größenordnungen von 20 
bis 40 Euro pro Quadratmeter und Jahr angenommen. Vgl. www.ralph-
hv.de/blog/bewirtschaftungskosten?utm

15 � Ein Annuitätenkredit ist ein Darlehen mit konstanten regelmäßigen 
Rückzahlungsraten, die jeweils einen Zins- und einen Tilgungsanteil ent-
halten. Diese Finanzierungsform ist bei Immobilienkrediten in Deutsch-
land üblich.

16 � Die Annahme basiert auf der Zinsstatistik der Deutschen Bundesbank 
(2025).

17 � Von 2011 bis 2023 stiegen die Neuvertragsmieten jährlich um durch-
schnittlich 3,89 Prozent und die Bestandsmieten um 1,50 Prozent pro 
Jahr. Im Jahr 2024 erhöhten sich die Neuvertragsmieten gegenüber dem 
Vorjahr deutschlandweit um 3,71 Prozent und die Bestandsmieten um 
2,22 Prozent (ZIA 2026: 51).

https://www.ralph-hv.de/blog/bewirtschaftungskosten?utm
https://www.ralph-hv.de/blog/bewirtschaftungskosten?utm
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4  Ergebnisse

Die Berechnungen für zehn konkrete Mietimmobilien 
in München, Berlin und Magdeburg ergeben eindeu-
tig: Die Erbschaft- bzw. Schenkungsteuer auf vermie-
tete Wohnimmobilien ist – selbst bei konservativen 
Annahmen und unter Berücksichtigung aller Kos-
ten – problemlos aus den laufenden Mieteinnahmen 
finanzierbar. In keinem der Fälle ergibt sich ein öko-

nomischer Druck, Mieten zu erhöhen. Im Gegenteil: 
In den untersuchten Fällen sind teils deutliche Miet-
senkungen möglich, ohne dass es zu Liquiditätspro-
blemen kommt. Selbst bei hochpreisigen Lagen bzw. 
in Fällen, in denen sich die persönlichen Freibeträge 
nur begrenzt auswirken, ist die Steuer weit entfernt 
von einer substanziellen Belastung.

München  
Sendlinger 
Feld

München  
Sendling

München  
Neuhausen-
Nymphenburg

Berlin  
Neukölln

Berlin 
Kreuzberg

Berlin  
Weißensee

Magdeburg  
Ottersleben

Magdeburg  
Sudenburg

Magdeburg  
Stadtfeld Ost

Magdeburg  
Zentrum 

Objektdaten

vermietete Fläche (m2) 492 429 603 1.705 2.010 609 519 794 694 1.804

Kaltmiete (Euro pro m2) 21 21 23 10 9 9 7 8 8 7

Angebotspreis 3.998.000 3.210.000 6.900.000 3.980.000 6.200.000 1.950.000 1.200.000 1.650.000 1.250.000 2.925.000

Steuerbeitrag

steuerlicher Wert  
(Ertragswert, Euro)

2.719.270 2.965.020 4.488.582 3.318.378 4.449.735 1.396.686 726.667 1.325.236 1.120.365 2.969.691

Erbschaft- bzw.  
Schenkungsteuer (Euro)

312.995 355.018 615.548 415.443 608.905 68.553 0 58.907 22.916 355.817

effektiver Steuersatz (bezogen 
auf den Ertragswert)

11,5% 12,0% 13,7% 12,5% 13,7% 4,9% 0,0% 4,4% 2,0% 12%

Tragfähigkeit der Steuerzahlung aus Mieterträgen

Jahre, bis Steuer schnellstmöglich 
aus Mietgewinnen getilgt

6 9 9 7 10 4 0 3 2 10

Netto-Mietgewinn im Jahr nach 
schneller Rückzahlung der Steuer

72.132 64.708 103.304 96.598 107.407 27.184 14.638 29.199 22.369 68.171

Szenario: 25 % Mietsenkung nach der Erbschaft

Jahre, bis Steuer schnellstmöglich 
aus Mietgewinnen getilgt

9 14 14 11 19 6 0 5 3 22

Netto-Mietgewinn im Jahr nach 
schneller Rückzahlung der Steuer

55.081 51.871 83.137 70.977 94.198 18.108 7.968 18.739 13.329 62.800

Tabelle 2: Zentrale Ergebnisse der Fallstudien zur Erbschaftsteuer bei Mietimmobilien

Lesehilfe: Für das Haus im Münchner Stadtteil Sendlinger Feld (492 m² vermietete Wohnfläche bei einer Kalt-
miete von 21 Euro pro m²) wurde ein steuerlicher Ertragswert von rund 2,7 Mio. Euro berechnet. Bei der voll-
ständigen Übertragung der Immobilie von zwei Elternteilen auf ein Kind ergibt sich eine Erbschaftsteuer von 
etwa 313.000 Euro, was einem effektiven Steuersatz von 11,5 Prozent bezogen auf den Ertragswert entspricht.
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Wird die Steuer schnellstmöglich aus den Mietge-
winnen beglichen, also über einen Zeitraum von 
sechs Jahren kreditfinanziert abbezahlt, verbleibt 
bereits ab dem siebten Jahr ein positiver Nettomiet-
überschuss von rund 72.000 Euro jährlich. Selbst 
bei einer Mietsenkung um 25 Prozent bleibt die Fi-
nanzierung der Steuer tragfähig: Die schnellstmög-
liche Rückzahlung verlängert sich in diesem Fall um 
rund drei Jahre auf etwa neun Jahre, während an-
schließend ein jährlicher Nettomietgewinn von rund 
55.000 Euro verbleibt.

Die Analyse zeigt im Detail:
Die tatsächliche Erbschaft- bzw. Schenkungsteuer 
auf die Immobilien liegt aufgrund der persönlichen 
Freibeträge deutlich unter den gesetzlichen Steu-
ersätzen. Diese betragen beim Erwerb durch enge 
Angehörige für Vermögen zwischen 600.000 und 
6 Millionen Euro bis zu 19 Prozent. Die effektiven 
Steuersätze auf den ermittelten Ertragswert der Im-
mobilien liegen in den untersuchten Fällen zwischen 
2 und 14 Prozent und damit durchschnittlich bei 
etwa 10 Prozent.18 In einem der untersuchten Mag-
deburger Fälle liegt der Ertragswert unterhalb der 
persönlichen Freibeträge, sodass keine Erbschaft-
steuer anfällt.

Ein Vergleich mit dem Kauf einer Immobilie verdeut-
licht die Größenordnung der Erbschaftsteuer. Wer 
eine vergleichbare Immobilie nicht erbt, sondern 
erwirbt, muss neben dem vollen Kaufpreis auch die 
üblichen Erwerbsnebenkosten tragen – insbesonde-
re Notar- und Maklergebühren sowie die Grunder-
werbsteuer. Allein Letztere beträgt je nach Bundes-
land zwischen 3,5 und 6,5 Prozent des Kaufpreises. 
Im Fall der Immobilie «München Sendlinger Feld» 
beläuft sich die berechnete Erbschaftsteuer auf rund 
313.000 Euro. Würde dieselbe Immobilie gekauft, 
fielen allein für die Grunderwerbsteuer etwa 90.000 
bis 130.000 Euro an. Damit liegt bereits dieser An-
teil der Kaufnebenkosten bei etwa einem Drittel der 
Erbschaftsteuer – und beim Kauf müsste zusätzlich 
noch der gesamte Kaufpreis finanziert werden.19 Je 
nach tatsächlichem Kaufpreis der Münchner Immo-
bilie erstreckt sich die Rückzahlung eines solchen 
Kredits über einen Zeitraum von 30 bis 50 Jahren.

Entscheidend für die Wirkung der Erbschaftsteuer ist 
nicht ihre Höhe an sich, sondern die ihr gegenüber-
stehenden laufenden Mieterträge. Die Untersuchung 
zeigt, dass selbst bei der konservativen Annahme, 
dass die Erbenden zum Zeitpunkt der Übertragung 
über keinerlei liquide Mittel verfügen und die Erb-
schaftsteuer vollständig fremdfinanziert werden 
muss, die Steuer in allen Fällen vollständig aus den 

laufenden Mieteinnahmen beglichen werden kann. 
Im Durchschnitt dauert dies rund sechs Jahre. In den 
Fällen mit den längsten Tilgungszeiträumen – das 
betrifft jeweils ein Objekt in Berlin und Magdeburg – 
dauert die vollständige Rückzahlung zehn Jahre. In 
den Magdeburger Fällen mit niedrigen Immobilien-
werten sind die für die Finanzierung benötigten Kre-
dite in bis zu drei Jahren getilgt.

Die längeren Tilgungszeiträume entstehen durch 
höhere Immobilienwerte. Die Ergebnisse verdeutli-
chen die Wirkungsweise des steuerlichen Ertrags-
wertverfahrens: Hohe Erbschaftsteuern fallen in der 
Regel dort an, wo Immobilien auch hohe laufende 
Erträge abwerfen. In teuren Lagen wie München 
und Berlin bzw. bei sehr großen Immobilien wie im 
Objekt im Zentrum von Magdeburg führen hohe 
Immobilienwerte zwar zu größeren Steuerbeträ-
gen und längeren Tilgungszeiträumen. Gleichzeitig 
stehen diesen Steuerzahlungen hohe und stabile 
Mieteinnahmen gegenüber. Die Erbschaftsteuer 
kann deshalb auch in hochpreisigen Lagen vollstän-
dig aus den laufenden Einnahmen bezahlt werden, 
ohne dass es zu Liquiditätsengpässen kommt. In 
günstigeren Lagen fällt die Steuer geringer aus und 
entsprechend ist die Steuerschuld schneller getilgt. 
Insgesamt bleibt die steuerliche Belastung deutlich 
unter dem wirtschaftlichen Zugewinn, den die Er-
benden erzielen.

Eine Einschränkung besteht darin, dass der Boden-
wert direkt in den steuerlichen Wert einer Immo-
bilie eingeht, auch wenn er selbst keine laufenden 
Erträge erwirtschaftet. Besonders in sehr begehr-
ten Innenstadtlagen treiben knappe Grundstücke 
und spekulative Erwartungen die Bodenpreise nach 
oben, während die Mieten teils durch die Regulie-
rung des Mietmarktes oder langfristige Mietverträge 
nicht entsprechend steigen bzw. angehoben werden 
können. Zumindest in den hier untersuchten Fällen 
zeigt sich, dass selbst bei einem hohen Bodenwert-
anteil die Erbschaftsteuer aus den laufenden Miet-
einnahmen finanziert werden kann.

Bei den Immobilien in München und Berlin liegt der 
Bodenwertanteil am steuerlichen Ertragswert bei 50 
bis 60 Prozent und damit deutlich höher als in Mag-
deburg, wo er lediglich etwa 12 Prozent beträgt. 

18 � Jeweils bezogen auf den steuerlichen Ertragswert, der im Durchschnitt 
noch einmal 25 Prozent unter dem Angebotspreis der Immobilie liegt.

19 � Ausgehend von einem Kaufpreis in Höhe von 90 Prozent des angebote-
nen Inseratspreises von rund 4 Millionen Euro – also etwa 3,6 Millionen 
Euro – und einem Grunderwerbsteuersatz von 3,5 Prozent in Bayern läge 
allein die Grunderwerbsteuer bei rund 126.000 Euro.
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Dennoch kann auch in diesen Fällen die Erbschaft-
steuer vollständig aus den laufenden Mieteinnah-
men finanziert werden. Die unterschiedlichen Til-
gungszeiträume lassen sich daher nicht allein mit 
dem Bodenwertanteil erklären. Entscheidend ist viel-
mehr, wie hoch die Steuerlast im Verhältnis zu den 
laufend verfügbaren Nettomieteinnahmen ist. Neben 
dem Bodenwert spielen dabei vor allem die Höhe der 
Mieteinnahmen, die Objektgröße, die Bewirtschaf-
tungskosten, die Freibeträge und der Steuertarif eine 
Rolle.

Mit der Übertragung gehen jeweils Immobilienver-
mögen im Millionenbereich auf die Erbenden über. 
Bereits wenige Jahre nach der Erbschaft erzielen sie 
Nettomieteinnahmen, die insbesondere in München 
und Berlin deutlich über dem mittleren Arbeitsein-
kommen in Deutschland liegen.

In keinem der betrachteten Fälle ergibt sich ein öko-
nomischer Zwang zu Mieterhöhungen oder gar 
zum Verkauf der Immobilie. Langfristig entstehen 
aus den Immobilien hohe jährliche Überschüsse. 
Werden die Steuern schnellstmöglich aus den Miet-
gewinnen beglichen, liegen die Mietgewinne im 
folgenden Jahr nach Abzug von Bewirtschaftungs-
kosten und Einkommensteuern je nach Immobilie 
zwischen 15.000 Euro (Magdeburg Ottersleben) und 
105.000 Euro (München Neuhausen-Nymphenburg 
und Berlin-Kreuzberg).

Eine sozial orientierte Vermietung ist ebenfalls pro
blemlos möglich. Selbst wenn die Erbenden die 
Mieten nach der Erbschaft um 25 Prozent senken 
würden, blieben in nahezu allen Fällen ausreichend 
Mittel, um für die Bewirtschaftungskosten sowie 
die Erbschaftsteuer aufzukommen. In den meisten 
Fällen verlängert sich dann lediglich die Tilgungs-

zeit des Kredits um zwei bis fünf Jahre. Lediglich in 
zwei Fällen verlängert sich die Rückzahlung durch 
eine starke Absenkung der Miete deutlich: in Mag-
deburg-Zentrum von 10 auf 22 Jahre und in Berlin-
Kreuzberg von 10 auf 19 Jahre.

Zudem zeigt die Untersuchung, dass das Steuer-
privileg für vermietete Wohnimmobilien – der pau-
schale Bewertungsabschlag von 10 Prozent (siehe 
Kap. 2.3) – die effektive Steuerlast weiter reduziert, 
obwohl bereits ohne diesen Abschlag keine Finan-
zierungsprobleme auftreten. In den analysierten Fäl-
len führt dies im Durchschnitt zu einer Steuerentlas-
tung von jeweils rund 50.000 Euro.20 Der Abschlag 
bewirkt also keine Sicherung der Tragfähigkeit, 
sondern lediglich eine marginale Verkürzung der Til-
gungsdauer: Die Steuerschuld kann im Regelfall ein 
bis zwei Jahre früher vollständig beglichen werden. 
An der grundsätzlichen Finanzierbarkeit der Steu-
er aus den laufenden Mieteinnahmen ändert dies 
nichts.

Auffällig ist die Differenz zwischen den inserierten 
Angebotspreisen und den ermittelten steuerlichen 
Ertragswerten. Insbesondere in Berlin und Mün-
chen liegen die Ertragswerte teils deutlich unter 
den Inseratspreisen (durchschnittlich 25 Prozent). 
Ein Teil dieser Differenz ist darauf zurückzuführen, 
dass das steuerliche Ertragswertverfahren mit nor-
mierten und tendenziell vorsichtigen Parametern 
arbeitet und Erwartungen über künftige Mietsteige-
rungen oder Knappheiten nicht widerspiegelt. So-
mit besteht eine strukturelle Bewertungsdifferenz. 
Zudem handelt es sich bei den Angebotspreisen in 
Inseraten um erste Preisvorstellungen und nicht um 
die tatsächlich erzielten Kaufpreise. Die realisierten 
Preise liegen in der Regel unter den ursprünglichen 
Angebotspreisen.

20 � Der pauschale Bewertungsabschlag wirkt sich bei hochpreisigen Immo-
bilien am stärksten aus. In den untersuchten Fällen beträgt die steuerli-
che Entlastung zwischen 12.000 Euro (Magdeburg-Stadtfeld Ost) und 
85.000 Euro (München Neuhausen-Nymphenburg).
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5  Zusammenfassung  
und Reformvorschläge

Die Fallberechnungen zeigen, dass die Erbschaft- 
und Schenkungsteuer auf vermietete Wohnimmobi-
lien in der Regel problemlos aus den Mietgewinnen 
gezahlt werden kann. Selbst bei konservativen An-
nahmen – vollständige Fremdfinanzierung der Steu-
er, Bewirtschaftungskosten in Höhe von 40 Euro pro 
Quadratmeter, keine Abschreibung, Besteuerung 
der Mieteinkünfte zum Spitzensteuersatz, keine Nut-
zung von Gestaltungsoptionen wie Nießbrauch oder 
mehrfache Ausschöpfung von Freibeträgen – lässt 
sich die Steuer in allen untersuchten Fällen innerhalb 
weniger Jahre vollständig aus den Mieteinnahmen 
finanzieren.

Die Untersuchung zeigt, dass die Erbschaftsteuer 
in keinem der untersuchten Fälle an die Grenze der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Erbenden 
heranreicht, eher deutlich darunter bleibt. Auch bei 
Übertragungen in hochpreisigen Lagen bzw. bei 
sehr wertvollen Immobilien – etwa in München oder 
Berlin –, wo teilweise Steuerbeträge im sechsstelli-
gen Bereich anfallen, lassen sie sich aus den laufen-
den Überschüssen der Immobilien finanzieren. Eine 
Gefährdung der Substanz ist in keinem der unter-
suchten Fälle erkennbar.

Mit dem Erbfall gehen zugleich erhebliche Vermö-
genswerte auf die Erbenden über, häufig im mehr-
stelligen Millionenbereich. Aus diesen Vermögen 
werden hohe Nettomieterträge erzielt, die insbeson-
dere bei den hier untersuchten Immobilien in Mün-
chen und Berlin deutlich über dem Medianeinkom-
men in Deutschland liegen. In allen untersuchten 
Fällen wäre es zudem möglich, die Mieten nach dem 
Erbfall deutlich zu senken, ohne die Tragfähigkeit der 
Finanzierung zu gefährden.

Außerdem sparen Erbende im Vergleich zu einem 
Immobilienkauf nicht nur den Kaufpreis, sondern 
auch erhebliche Kosten etwa für Makler*in, Notar*in 
oder Grunderwerbsteuer. Auch vor diesem Hinter-

grund relativiert sich die tatsächliche Belastung 
durch die Erbschaftsteuer deutlich.

Die Untersuchung liefert darüber hinaus keine An-
haltspunkte dafür, dass in Hochpreisregionen struk-
turelle Finanzierungsprobleme auftreten, die eine 
Regionalisierung der persönlichen Freibeträge 
rechtfertigen würden. Dies würde hohe Immobilien-
vermögen in ohnehin vermögensstarken Regionen 
eher zusätzlich begünstigen.

In der Praxis werden die bestehenden Freibeträ-
ge zudem häufig mehrfach genutzt – etwa durch 
schrittweise Übertragungen. Denn im Abstand von 
zehn Jahren können erhebliche Vermögenswerte 
steuerfrei übertragen werden. In Kombination mit 
Gestaltungen wie dem Nießbrauch (bei dem die El-
tern weiterhin die Mieteinnahmen behalten) kann 
die Steuer auf Immobilien im Wert mehrerer Millio-
nen stark reduziert oder sogar weitgehend vermie-
den werden.

Gerade weil Immobilienvermögen in Deutschland 
stark konzentriert sind und wesentlich zur Vermö-
gensungleichheit beitragen, erfüllt die Erbschaft-
steuer eine Funktion, die über reine Einnahmeerzie-
lung hinausgeht. Sie soll verhindern, dass Vermögen 
allein aufgrund familiärer Herkunft über Generatio-
nen kumuliert und sich strukturelle Ungleichheiten 
verfestigen. Die bestehenden steuerlichen Privile-
gien leisten keinen erkennbaren Beitrag zur Errei-
chung wohnungspolitischer Ziele, sondern verstär-
ken tendenziell die bereits hohe Konzentration von 
Wohnraum in den oberen Vermögensschichten.

Die Ergebnisse widerlegen damit die in der öffent-
lichen Diskussion verbreitete These, die Erbschaft-
steuer auf vermietete Wohnimmobilien führe regel-
mäßig zu Mietsteigerungen oder Verkaufszwängen. 
Hinzu kommt, dass selbst eine Veräußerung ein-
zelner Objekte durch Erbende – etwa aufgrund von 
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Erbschaftsteuern – weder wohnungspolitisch noch 
gesamtwirtschaftlich negative Effekte hätte. Die 
Wohnungen verschwinden nicht vom Markt; sie 
wechseln lediglich den bzw. die Eigentümer*in. We-
der stehen Arbeitsplätze damit im Zusammenhang 
noch ist ein Eigentümerwechsel automatisch mit 
Mietsteigerungen verbunden. Mieten werden unab-
hängig von einem Verkaufsakt angehoben. Zudem 
sind sie durch das geltende Mietrecht – insbesonde-
re durch die Regelungen der Mietpreisbremse – ge-
deckelt.

Ein möglicher Verkauf bedeutet keineswegs, dass 
zwangsläufig immer größere Wohnungsunterneh-
men zum Zuge kommen. Der Markt für Mehrfami-
lienhäuser und vermietete Bestände ist heterogen. 
Selbst das Argument, Verkäufe könnten zu stärkerer 
Marktkonzentration führen, spricht nicht gegen die 
Steuer. Sollte die Konzentration tatsächlich zuneh-
men, wäre dies eine Frage der Wettbewerbspolitik 
und der Regulierung – nicht der Besteuerung eines 
Vermögensübergangs.

Im Gegenteil: Wer tatsächlich eine wachsende 
Marktmacht großer Wohnungsgesellschaften be-
fürchtet, müsste vor allem steuerliche Privilegien 
gegenüber kleineren Vermieter*innen hinterfragen. 
Dies sind Begünstigungen im Erbschaftsteuerrecht 
für Wohnungsunternehmen sowie die hier nicht 
beschriebenen Gestaltungsmöglichkeiten bei der 
Grunderwerbsteuer über sogenannte Share Deals.

Aus der Analyse ergeben sich folgende  
Reformvorschläge:

1. Abschaffung des pauschalen  
Bewertungsabschlags von 10 Prozent  
(§ 13d ErbStG)
Der pauschale und unsystematische Abschlag für 
vermietete Wohnimmobilien reduziert die Steu-
er ohne ökonomische Notwendigkeit. Die Analyse 
zeigt, dass die Steuer für Erbende auch ohne diesen 
Abschlag tragfähig bleibt und sich lediglich die Zah-
lungsdauer leicht verlängert, wenn die Erbenden die 
Steuer aus den Mietgewinnen zahlen. Die Abschaf-
fung des Abschlags würde jährlich rund 260 Millio-
nen Euro an zusätzlichen Einnahmen bringen.

2. Abzugsverbot für  
Nießbrauchsvorbehalt
Nießbrauchsgestaltungen ermöglichen eine syste-
matische Reduktion der Erbschaft- oder Schenkung-
steuer. Der Vorteil entsteht allein durch eine recht-
liche Gestaltung: Das Eigentum wird übertragen, 
während Nutzung und Erträge zunächst bei der bzw. 

dem bisherigen Eigentümer*in bleiben. Während 
ein solcher Abschlag bei Käufen sachgerecht wäre, 
führt er bei Übertragungen innerhalb der Familie zu 
einem Steuervorteil.

Der Nießbrauchsvorbehalt besteht in seiner heuti-
gen Form erst seit 2009, zuvor war der Kapitalwert 
des Nießbrauchs nicht von der Bemessungsgrund-
lage abzugsfähig. Daran sollte wieder angeknüpft 
werden. Für den Zeitraum des Nießbrauchsvorbe-
halts, in dem die Erbenden keine Erträge erhalten, 
könnte – wie vor 2009 – die Steuer auf den Kapital-
wert des Nießbrauchs bis zu dessen Erlöschen zins-
los gestundet werden. Eine Streichung des Privilegs 
könnte schätzungsweise Mehreinnahmen bis zu 
1,5 Milliarden Euro pro Jahr bringen.

3. Abschaffung der Steuerbegünstigung  
für große Wohnungsbestände
Eigentümer*innen großer Wohnungsbestände 
(mehr als 300 Wohnungen) können derzeit von Steu-
erbefreiungen profitieren, die eigentlich für Unter-
nehmensvermögen gedacht sind. Während diese 
Privilegien bereits bei Produktionsunternehmen als 
zu weitreichend und verfassungsrechtlich fragwür-
dig gelten, sind sie bei großen Wohnungsbeständen 
erst recht nicht zu rechtfertigen. Die für Produkti-
onsunternehmen vorgebrachte Begründung – der 
Schutz von Arbeitsplätzen und die Sicherung von In-
vestitionen – greift bei großen Wohnungsbeständen 
nicht. Immobilienvermögen sind in aller Regel kaum 
mit Arbeitsplätzen verbunden, zudem regelmäßig 
liquide und ohne Weiteres beleihbar. Die steuerliche 
Privilegierung führt daher zu Verzerrungen zwischen 
großen Wohnungsbeständen bzw. -gesellschaf-
ten und Eigentümer*innen kleinerer Bestände. Dies 
begünstigt die Konzentration von Wohnraum. Die 
Streichung dieser Sonderregel würde nach Schät-
zungen jährliche Mehreinnahmen von rund einer 
Milliarde Euro ermöglichen.

4. Lebensfreibetrag statt  
wiederholte Freibeträge
Die Möglichkeit, Freibeträge alle zehn Jahre erneut 
auszuschöpfen, führt zu Ungleichbehandlung: Wer 
Vermögen gestückelt erhält, zahlt weniger Steuern 
als jemand mit einer einmaligen Übertragung. Hinzu 
kommt, dass Freibeträge gegenüber verschiedenen 
Schenkenden und Erblassenden parallel existieren. 
Das derzeitige System begünstigt vor allem vermö-
gende Familien, die ihre Vermögensübertragungen 
strategisch planen können. An die Stelle der wieder-
holten Freibeträge sollte ein einmaliger Freibetrag 
treten, der für sämtliche Erbschaften und Schenkun-
gen gilt, die eine Person im Laufe ihres Lebens er-
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hält. Erst auf Zuwendungen, die über den Freibetrag 
hinausgehen, würde die Steuer fällig.

5. Zielgenaue Förderung von selbst  
genutztem Wohneigentum
Statt Erbende großer Immobilienvermögen zu pri-
vilegieren, könnte die Politik den erstmaligen Er-
werb von selbst genutztem Wohneigentum gezielt 

fördern. Denkbar wäre etwa eine Reduktion oder 
Abschaffung der Grunderwerbsteuer für den Erst-
erwerb oder ein einmaliger persönlicher Freibetrag, 
der auf Bundesebene eingeführt werden könnte. 
Eine solche Maßnahme würde eine größere Wir-
kung haben und den Zugang zu Wohneigentum 
erleichtern, ohne bestehende Vermögenskonzen
trationen weiter zu verstärken.
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https://www.netzwerk-steuergerechtigkeit.de/wp-content/uploads/2020/12/NSG_InfoSteuergerechtigkeit-Nr19_WEB.pdf
https://www.netzwerk-steuergerechtigkeit.de/wp-content/uploads/2020/12/NSG_InfoSteuergerechtigkeit-Nr19_WEB.pdf
https://www.netzwerk-steuergerechtigkeit.de/wp-content/uploads/2020/12/NSG_InfoSteuergerechtigkeit-Nr19_WEB.pdf
https://zia-deutschland.de/wp-content/uploads/2026/02/Fruehjahrsgutachten-2026.pdf
https://zia-deutschland.de/wp-content/uploads/2026/02/Fruehjahrsgutachten-2026.pdf
https://zia-deutschland.de/wp-content/uploads/2026/02/Fruehjahrsgutachten-2026.pdf
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Anhang

Anlage 1: Ertragswertberechnung

Immobilie*
München  
Sendlinger 
Feld

München  
Sendling

München  
Neuhausen-
Nymphenburg

Berlin  
Neukölln

Berlin 
Kreuzberg

Berlin  
Weißensee

Magdeburg  
Ottersleben

Magdeburg  
Sudenburg

Magdeburg  
Stadtfeld Ost

Magdeburg  
Zentrum 

Angebotspreis laut Inserat (€) 3.998.000 3.210.000 6.900.000 3.980.000 6.200.000 1.950.000 1.200.000 1.650.000 1.250.000 2.925.000

Grundstücksgröße (m²) 268 583 360 750 875 324 692 484 600 403

Mietfläche (m²) 492 429 603 1.705 2.010 609 519 794 694 1.804

Anzahl Wohn- und Gewerbeeinheiten 10 5 11 26 35 10 8 8 4 14

Mietpreis (€/m²) 21,2 20,5 22,9 9,8 8,9 8,8 7,2 8,0 7,5 7,0

Restnutzungsdauer in Jahren 24 40 40 24 40 55 45 40 45 52

Liegenschaftszinssatz 2,60 % 2,60 % 2,60 % 3,60 % 3,30 % 3,30 % 3,90 % 3,50 % 3,40 % 3,40 %

Bodenrichtwert (€/m²) 5.100 2.900 5.950 2.200 3.000 1.900 300 330 430 900

= Bodenwert 1.366.800 1.690.700 2.142.000 1.650.000 2.625.000 615.600 207.600 159.720 258.000 362.700

Rohertrag (Euro) 125.400 105.600 165.900 200.356 213.600 64.515 45.096 75.840 62.502 152.566

– Bewirtschaftungskosten (€) 13.409 10.029 15.166 35.960 44.295 13.204 12.282 15.531 12.429 32.685

= Reinertrag des Grundstücks 111.991 95.571 150.734 164.395 169.305 51.310 32.814 60.309 50.073 119.881

– Bodenwertverzinsung (€) 35.537 43.958 55.692 59.400 86.363 20.315 8.096 5.590 8.772 12.332

= Gebäudereinertrag (€) 76.454 51.613 95.042 104.995 82.943 30.995 24.717 54.719 41.301 107.549

x Vervielfältiger 18 25 25 16 22 25 21 21 21 24

= Gebäudeertragswert (€) 1.352.470 1.274.320 2.346.582 1.668.378 1.824.735 781.086 519.067 1.165.516 862.365 2.606.991

= Ertragswert (€) 2.719.270 2.965.020 4.488.582 3.318.378 4.449.735 1.396.686 726.667 1.325.236 1.120.365 2.969.691

*Zur Auswahl der zehn Immobilien siehe www.netzwerk-steuergerechtigkeit.de/wp-content/uploads/2026/03/Immobilienobjekte.pdf

Anlage 2: Berechnung der Erbschaft- bzw. Schenkungsteuer

Immobilie*
München  
Sendlinger 
Feld

München  
Sendling

München  
Neuhausen-
Nymphenburg

Berlin  
Neukölln

Berlin 
Kreuzberg

Berlin  
Weißensee

Magdeburg  
Ottersleben

Magdeburg  
Sudenburg

Magdeburg  
Stadtfeld Ost

Magdeburg  
Zentrum 

steuerlicher Ertragswert (€) 2.719.270 2.965.020 4.488.582 3.318.378 4.449.735 1.396.686 726.667 1.325.236 1.120.365 2.969.691

Wertabschlag (§ 13d ErbStG, 10 %) (€) 271.927 296.502 448.858 331.838 444.974 139.669 72.667 132.524 112.036 296.969

Freibetrag (2 Elternteile) (€) 800.000 800.000 800.000 800.000 800.000 800.000 800.000 800.000 800.000 800.000

steuerpflichtiger Erwerb (€) 1.647.343 1.868.518 3.239.724 2.186.540 3.204.762 457.017 0 392.712 208.328 1.872.722

Steuersatz (§ 19 ErbStG) 19 % 19 % 19 % 19 % 19 % 15 % 0 % 15 % 11 % 19 %

Erbschaft- bzw. Schenkungsteuer (€) 312.995 355.018 615.548 415.443 608.905 68.553 0 58.907 22.916 355.817

effektiver Steuersatz auf Ertragswert 11,5 % 12,0 % 13,7 % 12,5 % 13,7 % 4,9 % 0,0 % 4,4 % 2,0 % 12 %

effektiver Steuersatz auf Marktpreis 8,7 % 12,3 % 9,9 % 11,6 % 10,9 % 3,9 % 0,0 % 4,0 % 2,0 % 13,5 %

https://www.netzwerk-steuergerechtigkeit.de/wp-content/uploads/2026/03/Immobilienobjekte.pdf
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Anlage 3: Finanzierungs- und Cashflow-Berechnungen für geerbte Mietimmobilien

München  
Sendlinger 
Feld

München  
Sendling

München  
Neuhausen-
Nymphenburg

Berlin  
Neukölln

Berlin 
Kreuzberg

Berlin  
Weißensee

Magdeburg  
Ottersleben

Magdeburg  
Sudenburg

Magdeburg  
Stadtfeld Ost

Magdeburg  
Zentrum 

Szenario Miethöhe laut Inserat (alle Werte in €)

Jahr eins bei Kreditlaufzeit von 10 Jahren

Nettomiete 125.400 105.600 165.900 200.356 213.600 64.515 45.096 75.840 62.502 152.566

Kreditrate 37.872 42.957 74.481 50.269 73.677 8.295 0 7.128 2.773 43.054

Bewirtschaftungskosten 19.680 17.160 24.120 68.200 80.400 24.360 20.760 31.748 27.760 72.160

Überschuss 67.848 45.483 67.299 81.887 59.523 31.860 24.336 36.964 31.969 37.352

Einkommensteuer 44.402 37.145 59.548 55.505 55.944 16.865 10.221 18.519 14.592 33.771

Überschuss nach Steuern 23.445 8.338 7.751 26.382 3.579 14.995 14.115 18.446 17.378 3.582

erstes Jahr nach vollständiger Tilgung¹ 7 10 10 8 11 5 1 4 3 11

Nettomiete 155.919 131.300 206.276 249.117 265.585 80.216 56.071 94.298 77.713 189.697

Überschuss abzgl. Bewirtschaf
tungskosten  40 €/m²

136.239 114.140 182.156 180.917 185.185 55.856 35.311 62.550 49.953 117.537

Einkommensteuer 42.188 37.509 42.417 57.075 53.751 13.154 8.350 15.300 13.707 29.953

Überschuss nach Einkommensteuer 94.051 76.631 139.739 123.842 131.434 42.702 26.961 47.249 36.247 87.584

Szenario Mieten um 25 % senken

erstes Jahr nach vollständiger Tilgung¹ 10 15 15 12 20 7 1 6 3 23

Nettomiete 165.261 106.593 167.460 190.575 242.810 55.580 34.498 64.056 50.741 180.436

Überschuss abzgl. Bewirtschaf
tungskosten 40 €/m²

-71.211 89.433 143.340 122.375 162.410 31.220 13.738 32.308 22.981 108.276

Einkommensteuer 19.680 37.562 60.203 51.397 68.212 13.113 5.770 13.569 9.652 45.476

Überschuss nach Einkommensteuer 
im Jahr nach Tilgung

55.081 51.871 83.137 70.977 94.198 18.108 7.968 18.739 13.329 62.800

¹  bei  2 % Mietpreissteigerung pro Jahr 
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